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Impfzentren ohne Impfstoff

In der Dezemberausgabe 2020 dieser 
Zeitschrift wurde über den Aufbau 
der Impfzentren als nächste große 
Herausforderung berichtet. Dabei 
hatte der Autor die organisatorischen 
und logistischen Belange vor Augen, 
um binnen drei Wochen die Einsatz -
fähigkeit der Impfzentren herzustel -
len. Am 15. Dezember 2020 meldeten 
die mit dem Aufbau beauftragten un -
teren Katastrophenschutzbehörden 
indes pünktlich Vollzug. Die große 
Sorge im Dezember war dann, ob es 
gelingen würde, hinreichend Perso -
nal für den Betrieb dieser Einrich -
tungen zu gewinnen. Insbesondere 
die Modalitäten der Beschäftigung 
des ärztlichen Personals waren um -
stritten. In zahlreichen Gesprächen 
zwischen der Landesregierung, der 
Kassenärztlichen Vereinigung und 
den kommunalen Spitzenverbänden 
wurde letztlich auch hierfür eine ziel -
führende Lösung gefunden.

Gleichwohl trat die erhoffte Entspan -
nung in der an den Nerven zehrenden 
Coronakrise nicht ein. Die wichtigste 
Substanz der Impfzentren fehlte bzw. 
ist bis heute knapp: Der Impfstoff. 
Wir haben die Namen von Pharma -
konzernen, ihren neuen Produkte 
und deren Konsistenz gelernt. Aber 
auch politische „Impfgipfel“ in Ber -
lin unter Beteiligung der EU-Kom -
mission, der Bundesregierung, den 
Länderchefs sowie den Vorständen 
der Konzerne können die Produktion 
der neuen Hoffnungsträger nicht for -
cieren. Es ist ein komplexer Prozess. 
Weder die Politik in Hannover, noch 
die Landkreise haben Einfluss dar -
auf. Der Betrieb in den Impfzentren 
begann daher mit dem Einsatz der 
mobilen Teams mit dem Schwer -
punkt der Alten- und Pflegeheime. 
Die Freischaltung der zentralen Ter -
minvergabe in Niedersachsen für die 
über 80jährigen am 28. Januar 2021 
wurde dann allerdings wenig ge -
schickt flankiert und führte zu einem 
bisher nicht gekannten Ausmaß öf -
fentlich geäußerter Frustration. Die 
engagierten Mitarbeitenden in den 
Impfzentren haben keinen Einfluss 
auf die Rahmenbedingungen ihrer 
Tätigkeit, wir haben den Landkreis 

Präsidenten der Landkreistage in den 
Bundesländern um Unterstützung 
für die Testungen in den Heimen zu 
werben. Der Bund stellte 10.000 Bun -
deswehrsoldaten für einen Zeitraum 
von drei Wochen zur Verfügung. Was 
die Kanzlerin allerdings offenbar 
nicht im Blick hatte, war die Umset -
zung dieser gut gemeinten Absicht. 
Binnen Stunden galt es, eine Vielzahl 
praktischer Fragen zu regeln, wir 
gehen im Heft (S. 9) näher darauf 
ein. Kaum ist dies geklärt, stellt sich 
heraus, dass die Bundesagentur für 
Arbeit für die nächste Phase der Un -
terstützung zwar eine Plattform zur 
Registrierung Freiwilliger zur Ver -
fügung stellt, aber sich nicht in der 
Lage sieht, das zu tun, was ihr Kern -
geschäft ist: Nachfrage und Angebot 
auf dem Arbeitsmarkt zueinander zu 
führen. Zum Glück verläuft manch -
mal vor Ort manches pragmatischer, 
als die Zentrale in Nürnberg sich das 
vorstellen kann.

Digitales arbeiten in den Gesund -
heitsämtern

Gute Absichten führen ohne nähere 
Sachkenntnis oft zu keinen guten 
Ergebnissen. Dies zeigt sich auch in 
der Art und Weise, wie die Bundes -
regierung das erstrebenswerte Ziel 
einer Verbesserung des digitalen 
Austausches zwischen den bun -
desdeutschen Gesundheitsämtern 
vorantreibt. Sehr einseitig wird ein 
vom Helmholtz-Institut in Braun -
schweig entwickeltes Produkt zur 
Kontaktnachverfolgung („SORMAS“) 
beworben. Dies leistet auch in einer 
Reihe niedersächsischer Gesund -
heitsämter gute Dienste. Andere 
haben aber andere Fachverfahren 
im Einsatz, die sich bewährt haben 
und oftmals über weitere Funktiona -
litäten verfügen, die für die Arbeit in 
den Gesundheitsämtern nützlich, ja 
unverzichtbar sind. Der Beitrag von 
Stefan Domanske (S. 11) zeigt auf, 
welch verheerende Wirkung es hätte, 
in der Krise „den Stecker zu ziehen“ 
und was stattdessen geboten ist.

Prof. Dr. Hubert Meyer,
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
des Niedersächsischen Landkreistages

Cuxhaven um einen Bericht aus der 
Praxis gebeten (S. 13).

Dies gilt auch für neues drohendes 
Ungemach: Die neue Impfverord -
nung des Bundes bläht die Zahl der 
Impfberechtigten in der zweithöchs -
ten Prioritätengruppe einerseits auf, 
vernachlässigt aber trotzdem eine 
Vielzahl von Berufsgruppen, die sich 
mindestens so gefährdet sehen wie 
die jetzt erfassten. Und zur Krönung 
wird ein Anspruch für Härtefälle ge -
schaffen, dessen administrative Um -
setzung neue Verwerfungen vor Ort 
mit sich bringen wird.

Die Bundeskanzlerin wirbt beim 
NLT-Präsidenten  

Besonders dramatisch verläuft die 
Pandemie in den Alten- und Pflege -
heimen. Nicht alle Verantwortlichen 
dort kommen offenbar ihren Pflich -
ten in gebotener Weise nach. Die 
Bundeskanzlerin sah sich am 13./ 
14. Januar 2021 deshalb veranlasst, 
in persönlichen Telefonaten mit den 
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Fortsetzung der chronologischen 
Übersicht über Regelungen und Um -
setzung in Niedersachsen

30.11.2020
�i	 Verordnung des BMG zum An -

spruch auf Testung in Bezug auf 
einen direkten Erregernachweis 
des Corona-Virus SARS-CoV-2 
(Coronavirus-Testverordnung – 
TestV) (BAnz AT 01.12.2020 V1) 
tritt am 02.12.2020 in Kraft und 
löst die TestV vom 14.10.2020 ab

01.12.2020
�i	 Pressemitteilung des NLT – Impf -

zentren: Landkreise begrüßen 
Feststellung des landesweiten 
„Außergewöhnlichen Ereignisses“

02.12.2020
�i	 V ideokonferenz der Bundes -

kanzlerin mit den Regierungs -
chefinnen und Regierungschefs 
der Länder u. a. zur Bekämpfung 
der SARS-CoV-2-Pandemie und 
Beschluss über die Verlänge -
rung der bestehenden Maßnah -
men (Teil-Lockdown) bis zum 
10.01.2021

�i	 Bekanntmachung des MI über die 
Feststellung des außergewöhnli -
chen Ereignisses von landeswei -
ter Tragweite nach § 27a NKatSG 
(Nds. MBl. S. 1503)

�i	 Verordnung des BMG zur Ände -
rung der Medizinprodukte-Ab -
gabeverordnung im Rahmen der 
epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite (BAnz AT 03.12.2020 
V1) tritt im Wesentlichen am 
04.12.2020 in Kraft

03.12.2020
�i	 Erlass des MS auf Grundlage der 

Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung zur seelsorgerischen 
Betreuung, zur Sterbebegleitung, 
zum Besuchsrecht, zur Verpfle -
gung in Speisesälen/Gemein -
schaftsräumen und zu Advents- 
und Weihnachtsgottesdiensten 
und ähnlichen religiösen Veran -
staltungen in Heimen nach § 2 
Abs. 2 NuWG sowie in unterstüt -
zenden Wohnformen nach § 2 Abs. 
3 und 4 NuWG und in ambulant 
betreuten Wohngemeinschaften 
zum Zwecke der Intensivpflege, 
die nicht in den Geltungsbereich 
des NuWG fallen

04.12.2020
�i	 Erlass des MS zur Durchführung 

Corona-Virus SARS-CoV-2 (COVID 19) – fünfte Chronologie

der Verordnung über personelle 
Anforderungen für unterstützende 
Einrichtungen nach dem Nieder -
sächsischen Gesetz über unter -
stützende Wohnformen (NuWG -
PersVO); Prüfung der personellen 
Eignung der sonstigen Beschäftig -
ten bei der Einstellung in Heimen 
für ältere, pflegebedürftige Men -
schen nach § 2 Abs. 2 NuWG und 
unterstützende Wohnformen nach 
§ 2 Abs. 3 und 4 NuWG anhand 
von erweiterten Führungszeug -
nissen während der Pandemie-La -
ge durch SARS-CoV-2

�i	 A llgemeinverfügung des MS zur 
Durchführung des Arbeitszeit -
gesetzes – ArbZG – Ausnahme -
bewilligung zur Beschäftigung 
von Arbeitnehmerinnen und Ar -
beitnehmern an Sonntagen aus 
Anlass der Pandemie mit dem 
Corona-Virus (SARS-CoV-2) in 
Deutschland gemäß § 15 Abs. 2 
ArbZG (Nds. MBl. S. 1504) tritt mit 
Wirkung vom 10.12.2020 in Kraft

�i	 Richtlinie des MW über die 
Gewährung von Billigkeitsleis -
tungen zur Unterstützung von 
durch die COVID-19-Pandemie 
in Liquiditätsengpässe gerate -
ne gewerbliche Unternehmen 
und Soloselbständige der Ver -
anstaltungswirtschaft und des 
Schaustellergewerbes (Liquidi -
tätssicherung für die Veranstal -
tungswirtschaft und das Schau -
stellergewerbe – Aufstockung der 
Überbrückungshilfe II des Bun -
des (Nds. MBl. S. 1520) tritt am 
10.12.2020 in Kraft und mit Ablauf 
des 30.06.2021 außer Kraft

07.12.2020
�i	 Preisverordnung des BMG für 

SARS-CoV-2 Antigen-Tests zur 
patientennahen Anwendung (An -
tigenPreisV) (BAnz AT 08.12.2020 
V1) tritt am 09.12.2020 in Kraft 
und nach § 5 Abs. 4 S. 1 Infek -
tionsschutzgesetz (IfSG) außer 
Kraft

�i	 Neuer Bearbeitungsstand (Versi -
on 2.0) der bundesweiten Empfeh -
lungen für die Organisation und 
Durchführung von Impfungen 
gegen SARS-CoV-2 in Impfzent -
ren und mit mobilen Teams

11.12.2020
�i	 Verordnung zur Änderung der 

Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung und der Niedersächsi -
schen Quarantäne-Verordnung 

(Nds. GVBl. S. 456) tritt am 
12.11.2020 in Kraft

�i	 Erlass des MS mit Mustervertrag 
für Beauftragung Dritter gem. § 6 
Abs. 1 Nr. 2 Coronavirus-Testver -
ordnung – TestV

�i	 Erlass des MK mit Regelungen zur 
Schulaufnahme und Sprachfest -
stellung für den Primarbereich 
im Zusammenhang mit der Coro -
na-Pandemie ab Schuljahresbe -
ginn 2021/2022

�i	 Runderlass des MI mit Hinwei -
sen zu den haushaltsrechtlichen 
Sonderregelungen für epidemi -
sche Lagen - § 182 Abs. 4 NKom -
VG (Nds. MBl. S. 81) tritt am 
20.01.2021 in Kraft und mit Ablauf 
des 31.12.2026 außer Kraft

13.12.2020
�i	 Telefonkonferenz der Bundes -

kanzlerin mit den Regierungs -
chefinnen und Regierungschefs 
der Länder mit Beschluss über 
eine Verschärfung der geltenden 
Maßnahmen zur Bekämpfung der 
weiteren Verbreitung des Corona -
virus SARS-CoV-2 (deutschland -
weiter „harter Lockdown“)

14.12.2020
�i	 Verordnung des BMG zum An -

spruch auf Schutzmasken zur 
Vermeidung einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(Coronavirus-Schutzmasken-Ver -
ordnung – SchutzmV) (BAnz AT 
15.12.2020 V1) tritt am 15.12.2020 
in Kraft und nach § 20i Abs. 3 S. 13 
SGB V außer Kraft

�i	 Bekanntmachung des MI der vom 
Landesausschuss „Rettungsdienst“ 
(LARD) in Zusammenarbeit mit 
dem Niedersächsischen Landesge -
sundheitsamt (NLGA) beschlosse -
nen Empfehlungen zu Schutz- und 
Hygienemaßnahmen im Rettungs -
dienst – Stand 04.11.2020, Revision 
2022 (Nds. MBl. S. 83)

�i	 RdErl. des MU mit ergänzenden 
Hinweisen zum Umgang mit 
Abfällen im Zusammenhang mit 
SARS-CoV-2

15.12.2020
�i	 Verordnung zur Änderung der 

Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung (Nds. GVBl. S. 488) tritt 
am 16.12.2020 in Kraft

�i	 Pressemitteilung des NLT – Impf -
zentren: Landkreise äußern Sorge 
über zeitnahe Entsendung der be -
nötigten Ärztinnen und Ärzte
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16.12.2020
�i	 Beschluss des Niedersächsischen 

Oberverwaltungsgerichts (13 MN 
552/20) zu Zugangsbeschränkun -
gen im Einzelhandel (Nds. GVBl. 
S. 563); Regelungen z. T. zu unbe -
stimmt.

�i	 Richtlinie des MS über die Gewäh -
rung von Zuwendungen in Form 
von Darlehen zur Unterstützung 
von gemeinnützigen Organisatio -
nen zur Bewältigung der Auswir -
kungen der COVID-19-Pandemie 
(Nds. MBl. S. 1650) ändert mit 
Wirkung vom 23.12.2020 den ent -
sprechenden Erlass des MS vom 
11.11.2020 und tritt mit Ablauf des 
30.06.2021 außer Kraft

17.12.2020
�i	 Pressemitteilung des NLT – Kom -

munen fordern unbürokratische 
Hilfe für Schulen; Förderrichtlinie 
sächliche Schulausstattung verur -
sacht bürokratischen Papiertiger

�i	 RdErl. des MF zur Niedersäch -
sischen Beihilfeverordnung 
(NBhVO); Gebührenordnung für 
Ärzte (GOÄ) – Abrechnungsemp -
fehlungen im Zusammenhang 
mit der Bewältigung der CO -
VID-19-Pandemie (Nds. MBl. S. 
3); Änderung tritt mit Wirkung 
vom 01.01.2021 in Kraft

�i	 RdErl. des MF zur Niedersäch -
sischen Beihilfeverordnung 
(NBhVO); Gebührenordnung für 
Zahnärzte (GOZ) – Beschlüsse des 
Beratungsforums für Gebühren -
fragen (Nds. MBl. S. 4); Änderung 
tritt mit Wirkung vom 01.01.2021 
in Kraft

18.12.2020
�i	 Verordnung des BMG zum An -

spruch auf Schutzimpfung gegen 
das Coronavirus SARS-CoV-2 
(Corona-Impfverordnung – Corona

	 ImpfV) (BAnz AT 21.12.2020 V3) 
tritt mit Wirkung vom 15.12.2020 
in Kraft und spätestens mit Ab -
lauf des 31.03.2021 außer Kraft

�i	 Verordnung zur Änderung der 
Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung und der Niedersächsi -
schen Quarantäne-Verordnung 
(Nds. GVBl. S. 561) tritt am 
23.12.2020 in Kraft

�i	 Erlass des MS auf Grundlage der 
Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung i. d. F. v. 15.12.2020 (Nds. 
GVBl. S. 488) zu Besuchsrechten 
der Bewohnerinnen und Bewoh -
ner, zur Durchführung von PoC 
Antigen-Schnelltests, zu Gottes -
diensten, zu Gastronomiebetrie -
ben in Heimen und Einrichtun -

gen des betreuten Wohnens, zu 
Tagespflegen und zum Ausgang 
von Bewohnerinnen und Bewoh -
nern in Heimen nach § 2 Abs. 2 
NuWG sowie in unterstützenden 
Wohnformen nach § 2 Abs. 3 und 4 
NuWG und in ambulant betreuten 
Wohngemeinschaften zum Zweck 
der Intensivpflege sowie in For -
men des betreuten Wohnens, die 
nicht in den Geltungsbereich des 
NuWG fallen

�i	 Beschluss des Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgerichts (MN 
598/20) zu Feuerwerkskörpern 
und pyrotechnischen Gegen -
ständen (Nds. GVBl. S. 578); Au -
ßerkraftsetzen des Verbotes von 
Feuerwerk

�i	 Richtlinie des MW über die Ge -
währung von Zuwendungen zur 
Förderung niedrigschwelliger 
Investitionen des von der CO -
VID-19-Pandemie betroffenen 
Gaststättengewerbes (Nds. MBl. 
S. 33) ändert den entsprechenden 
Bezugserlass vom 06.10.2020 mit 
Wirkung vom 18.12.2020

21.12.2020
�i	 Zulassung des COVID-19-Impf -

stoffs von BioNTech und Pfizer 
auf Empfehlung der Europäischen 
Arzneimittelbehörde (EMA) 
durch die EU-Kommission in der 
Europäischen Union

�i	 Verordnung der Bundesregierung 
zum Schutz vor einreisebeding -
ten Infektionsgefahren in Bezug 
auf neuartige Mutationen des 
Coronavirus SARS-CoV-2 nach 
Feststellung einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite 
durch den Deutschen Bundes -
tag (Coronavirus-Schutzverord -
nung – CoronaSchV) (BAnz AT 
21.12.2020 V4) tritt am 22.12.2020 
in Kraft und spätestens mit Ablauf 
des 06.01.2021 außer Kraft

�i	 Gesetz über die einmalige Son -
derzahlung aus Anlass der CO -
VID-19-Pandemie an Besoldungs- 
und Wehrsoldempfänger (BGBl. I 
S. 3136), das u. a. in Artikel 4a eine 
Änderung des Infektionsschutz -
gesetzes (§ 56 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 
IfSG) vorsieht und mit Wirkung 
vom 25.10.2020 bzw. hinsichtlich 
der Änderung des IfSG mit Wir -
kung vom 16.12.2020 in Kraft tritt

�i	 Richtlinie des MW über die Ge -
währung von Billigkeitsleistun -
gen zur Unterstützung der von der 
COVID-19-Pandemie betroffenen 
öffentlichen Akteure im Touris -
mus (Nds. MBl. S. 33) ändert den 
entsprechenden Bezugserlass 

vom 16.09.2020 mit Wirkung vom 
06.01.2021

22.12.2020
�i	 Verordnung zur Änderung der 

Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung (Nds. GVBl. S. 576) zum 
Verbot von Feuerwerken tritt am 
24.12.2020 in Kraft

�i	 Erlass des MS mit Hinweisen zur 
Beauftragung der Ärztinnen und 
Ärzte für die errichteten Impf -
zentren und Beauftragung einer 
ärztlichen Leitung

�i	 Richtlinie des MK über die Ge -
währung von Zuwendungen zur 
Ausstattung von Schulen mit 
sächlicher Schutzausrüstung 
zur Eindämmung des Infekti -
onsgeschehens durch die CO -
VID-19-Pandemie (Nds. MBl. S. 
11) tritt am 01.01.2021 in Kraft und 
mit Ablauf des 31.12.2022 außer 
Kraft

�i	 Erlass des MW zu den Anord -
nungen des BMG vom 05.11.2020 
betreffend den Reiseverkehr nach 
Feststellung einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite 
durch den Deutschen Bundestag 
(BAnz AT 06.11.2020 B5)

�i	 Gesetz zur Verbesserung der Ge -
sundheitsversorgung und Pflege 
– Versorgungsverbesserungsge -
setz – GPVG (BGBl. I S. 3299) tritt 
im Wesentlichen am 01.01.2021 in 
Kraft

�i	 Verordnung des BMG zur An -
passung der Voraussetzungen für 
die Anspruchsberechtigung der 
Krankenhäuser nach § 21 Abs. 1a 
des Krankenhausfinanzierungs -
gesetzes (BAnz AT 24.12.2020 V1) 
tritt am 25.12.2020 in Kraft

27.12.2020
�i	 Start der Impfungen gegen 

COVID-19 in Niedersachsen zu -
nächst in Alten- und Pflegehei -
men in den Landkreisen Cloppen -
burg und Osnabrück

28.12.2020
�i	 Die Version 1.10 der Coro -

na-Warn-App steht zum Download 
zur Verfügung. Wichtigste Neue -
rung: Nutzende können freiwillig 
ein Kontakttagebuch führen und 
notieren, wen sie wann und wo 
getroffen haben. Diese Daten kön -
nen an das Gesundheitsamt zum 
Auffinden von Infektionsketten 
exportiert werden

�i	 Start der Informationskampagne 
des Bundes „Deutschland krem -
pelt die Ärmel hoch“ für die Coro -
na-Schutzimpfung
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07.01.2021
�i	 A n allen niedersächsischen Impf -

zentren sind mobile Impfteams im 
Einsatz

08.01.2021
�i	 Verordnung zur Änderung der 

Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung und der Niedersächsi -
schen Quarantäne-Verordnung 
(Nds. GVBl. S. 3) tritt am 10.01.2021 
bzw. hinsichtlich der Niedersäch -
sischen Quarantäne-Verordnung 
am 11.01.2021 in Kraft und mit 
Ablauf des 31.01.2021 außer Kraft

�i	 A ktualisierung des Niedersäch -
sischen Rahmen-Hygieneplans 
Corona Schule – Version 4.2

�i	 Rundverfügung 01/2021 der Re -
gionalen Landesämter für Schule 
und Bildung (RLSB) zur Anwen -
dung der Niedersächsischen 
Corona-Verordnung i. d. F. vom 
08.01.2021

�i	 Erlass des MI zu den Auswirkun -
gen der Beschlüsse der Bundes -
kanzlerin mit den Regierungs -
chefinnen und Regierungschefs 
der Länder am 05.01.2021 und der 
Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung in der Fassung vom 
08.01.2021 auf den Lehrbetrieb an 
der Niedersächsischen Akademie 
für Brand- und Katastrophen -
schutz (NABK)/Niedersächsi -
sches Landesamt für Brand und 
Katastrophenschutz (NLBK)

�i	 Verordnung des BMG zur Ausset -
zung der gesetzlichen Pflicht zur 
Erhebung, Übermittlung und Ver -
öffentlichung von indikatorenbe -
zogenen Daten in Vollstationären 
Pflegeeinrichtungen (BAnz AT 
11.01.2021 V1) tritt mit Wirkung 
vom 01.01.2021 in Kraft und nach 

29.12.2020
�i	 Erlass des MS mit Hinweisen zum 

Start der Terminvergabe für die 
Impfung in den Impfzentren

�i	 Erlass des MS mit Hinweisen zur 
COVID-19-Impfung in Kranken -
häusern

30.12.2020
�i	 Erlass des MS zur erstmaligen 

Inbetriebnahme der IT beim Start 
der Impfzentren (IZ) sowie zur 
Schulung und zum Training

05.01.2021
�i	 V ideokonferenz der Bundeskanz -

lerin mit den Regierungschefin -
nen und Regierungschefs der 

Länder mit Beschluss über die 
Verlängerung der bestehenden 
Beschlüsse über die bis 10.01.2021 
befristeten Maßnahmen zur Be -
kämpfung der Verbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 bis zum 
31.01.2021 sowie Erweiterung der 
bisherigen Beschlüsse um weiter -
gehende Maßnahmen

�i	 M itteilung des MS der Termine 
für Impfstofflieferungen

06.01.2021
�i	 Zulassung des COVID-19-Impf -

stoffs von Moderna auf Empfeh -
lung der Europäischen Arznei -
mittelbehörde (EMA) durch die 
EU-Kommission in der Europäi -
schen Union

�i	 Verordnung der Bundesregie -
rung zur Änderung der Corona- 
virus-Schutzverordnung vom 
21.12.2020 (BAnz AT 06.01.2021 
V1) tritt am 06.01.2021 in Kraft 
und ändert das Außerkrafttreten 
der entsprechenden Verordnung 
auf Ablauf des 20.01.2021*	 Beigeordnete beim NLT.

§ 5 Abs. 4 S. 1 IfSG außer Kraft 
�i	 Beschluss der Ständigen Impf -

kommission (STIKO) zur 1. Ak -
tualisierung der COVID-19-Imp -
fempfehlung mit dazugehöriger 
wissenschaftlicher Begründung 
(Epidemiologisches Bulletin 
2/2021)

11.01.2021
�i	 Pressemitteilung des NLT – Land -

kreise verlangen Verlässlichkeit 
in der Krise; NLT kritisiert Zick-
Zack-Kurs zu Kleinkindern und 
fehlendes Informationsmanage -
ment

12.01.2021
�i	 A ktualisierung der Hinweise des 

MS und des Niedersächsischen 
Landesgesundheitsamtes (NLGA) 
zu Maßnahmen der Infektionsprä -
vention bei COVID-19 in Pflege- 
und Behinderteneinrichtungen

13.01.2021
�i	 Pressemitteilung des NLT – 

NLT-Blitzumfrage: Impfzentren 
brauchen Impfstoff; Landkreise 
und Region Hannover impfen so 
viele Menschen, wie Impfstoff zur 
Verfügung steht

�i	 V ideokonferenz des NLT-Präsidi -
ums mit der Niedersächsischen 
Ministerin für Soziales, Gesund -
heit und Gleichstellung Dr. Carola 
Reimann zur aktuellen Impfsitua -
tion in der Coronakrise

�i	 Verordnung des BMG zum Schutz 
vor einreisebedingten Infekti -
onsgefahren in Bezug auf das 
Coronavirus SARS-CoV-2 nach 
Feststellung einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite 
durch den Deutschen Bundestag 
(Coronavirus-Einreiseverordnung 
– CoronaEinreiseV) (BAnz AT 
13.01.2021 V1) tritt am 14.01.2021 
in Kraft und spätestens mit Ablauf 
des 31.03.2021 außer Kraft und 
ersetzt die Verordnung des BMG 
vom 04.11.2020 zur Testpflicht von 
Einreisenden aus Risikogebieten, 
die Coronavirus-Schutzverord -
nung des BMG vom 21.12.2020, die 
durch Verordnung vom 06.01.2021 
geändert wurde, sowie die Anord -
nung des BMG betreffend den Rei -
severkehr nach Feststellung einer 
epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite durch den Deutschen 
Bundestag vom 05.11.2020

14.01.2021
�i	 Telefongespräch der Bundeskanz -

lerin mit dem NLT-Präsidenten 
insbesondere über die Situation 

Das Foto zeigt NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer während eines NDR-In -
terviews am 30. Dezember 2020 zu den Corona-Maßnahmen.       Screenshot: Meyn/NLT
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und die Durchführung von Testun -
gen in Alten- und Pflegeheimen

15.01.2021
�i	 Erste Verordnung des BMG zur 

Änderung der Coronavirus-Test -
verordnung vom 30.11.2020 
(BAnz AT 15.01.2021 V1) tritt am 
16.01.2021 in Kraft

�i	 Zweite Verordnung des BMG zur 
Änderung der Medizinproduk -
te-Abgabeverordnung im Rah -
men der epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite (BAnz AT 
19.01.2021 V1) tritt im Wesentli -
chen am 20.01.2021 in Kraft

�i	 Aufruf der Bundesregierung zur 
Gewinnung von Testpersonal für 
Alten- und Pflegeheime und Ein-
richtungen der Eingliederungs -
hilfe sowie Angebot der perso -
nellen Unterstützung durch die 
Bundeswehr bei der Durchfüh -
rung entsprechender Testungen

15.01.2021
�i	 Informationsschreiben der Nie -

dersächsischen Ministerin für 
Soziales, Gesundheit und Gleich -
stellung Dr. Carola Reimann an 
zuhause lebende Personen, die 80 
Jahre und älter sind, über Mög -
lichkeiten zur Vereinbarung eines 
Impftermins ab 28.01.2021

18.01.2021
�i	 Verordnung des BMG zur moleku -

largenetischen Surveillance des 
Coronavirus SARS-CoV-2 (Corona-

	 virus-Surveillanceverordnung – 
CorSurV) (BAnz AT 19.01.2021 
V2) tritt am 19.01.2021 in Kraft 
und am 31.10.2021 außer Kraft; die 
Datenübermittlung an das Robert 
Koch-Institut (RKI) ist letztmalig 
zum 31.07.2021 zulässig

�i	 Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun -

gen für ein fokussiertes, proaktives 
und digitales Wettbewerbsrecht 
4.0 und anderer Bestimmungen 
(GW B-Dig i ta l i s ierungsrecht) 
(BGBl. I S. 2), das u. a. in Artikel 
8 eine Änderung des SGB V (§ 45 
Abs. 2a und 2b SGB V) mit einer 
befristeten Ausweitung des An -
spruchs auf Kinderkrankengeld 
vorsieht und im Wesentlichen am 
19.01.2021 und hinsichtlich der 
Änderung des SGB V mit Wirkung 
vom 05.01.2021 in Kraft tritt

�i	 Beschluss des Landeskabinetts 
zur Unterstützung des Öffentli -
chen Gesundheitsdienstes und 
zur Härtung des zentralen Kri -
senmanagements für die Dauer 
der zweiten Welle im Rahmen der 
COVID-19-Pandemie

19.01.2021
�i	 V ideokonferenz der Bundes -

kanzlerin mit den Regierungs -
chefinnen und Regierungschefs 
der Länder mit Beschluss über 
die Verlängerung der bisher 
(am 13.12.2020 und 05.01.2021) 
beschlossenen Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Verbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 
bis zum 14.02.2021 und weitere 
Schutzmaßnahmen insbesonde -
re hinsichtlich der Pflicht zum 
Tragen medizinischer Masken 
in öffentlichen Verkehrsmitteln 
und Geschäften, weitgehende 
Nutzung von Homeoffice-Mög -
lichkeiten sowie Beibehaltung 
der grundsätzlichen Schließung 
von Schulen und Kindertagesein -
richtungen bzw. Aussetzung der 
Präsenzpflicht an Schulen. Außer -
dem wird angekündigt, dass die 
Software SORMAS zur Kontakt -
nachverfolgung bis Ende Februar 
flächendeckend in allen Gesund -
heitsämtern installiert sein soll

21.01.2021
�i	 Empfehlung des Rates der Eu -

ropäischen Union für einen 
einheitlichen Rahmen für den 
Einsatz und die Validierung von 
Antigen-Schnelltests und die 
gegenseitige Anerkennung der 
Ergebnisse der COVID-19-Tests in 
der EU

�i	 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver -
ordnung (Corona-ArbSchV) des 
Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS) (BAnz AT 
22.01.2021 V1) tritt am 27.01.2021 
in Kraft und am 15.03.2021 außer 
Kraft

�i	 Dienstrechtliche Hinweise des MI 
an Oberste Dienstbehörden zum 
Umgang mit dem Corona-Virus; 
Anwendung des § 11 der Nieder -
sächsischen Sonderurlaubsver -
ordnung (Nds. SUrlVO)

�i	 A llgemeinverfügung des MS zur 
Durchführung des Arbeitszeit -
gesetzes (ArbZG) – Ausnahme -
bewilligung zur Beschäftigung 
von Arbeitnehmerinnen und Ar -
beitnehmern an Sonntagen aus 
Anlass der Pandemie mit dem 
Corona-Virus (SARS-CoV-2) in 
Deutschland gemäß § 15 Abs. 2 
ArbZG (Nds. MBl. S. 153)

22.01.2021
�i	 N iedersächsische Verordnung 

zu Quarantänemaßnahmen für 
Ein- und Rückreisende zur Ein -
dämmung der Corona-Pandemie 
– Niedersächsische Quarantä -
ne-Verordnung (Nds. GVBl. S. 16) 
tritt am 23.01.2021 in Kraft und 
mit Ablauf des 14.02.2021 außer 
Kraft; gleichzeitig tritt die Nieder -
sächsische Quarantäne-Verord -
nung vom 06.11.2020 außer Kraft, 
die zuletzt durch die Verordnung 
vom 08.01.2021 geändert wurde

�i	 Verordnung zur Änderung der 
Niedersächsischen Corona-Ver -
ordnung (Nds. GVBl. S. 26) tritt 
am 25.01.2021 in Kraft

23.01.2021
�i	 Rundverfügung 2/2021 der Regi -

onalen Landesämter für Schule 
und Bildung (RLSB) an die Schu -
len mit Hinweisen zum Schulbe -
trieb nach der Niedersächsischen 
Corona-Verordnung i. d. F. vom 
22.01.2021

25.01.2021
�i	 Vorschlag der EU-Kommission für 

eine Aktualisierung der Empfeh -
lung des Rates der Europäischen 
Union vom Oktober 2020 zur 
Koordinierung der Maßnahmen 

Das Bild zeigt einen Ausschnitt aus der Videokonferenz des NLT-Präsidiums mit der 
Niedersächsischen Ministerin für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung Dr. Carola 
Reimann zur aktuellen Impfsituation in der Coronakrise. Im Bild sind v.l.n.r. Ministe -
rin Dr. Carola Reimann, NLT-Präsident Klaus Wiswe, Staatssekretär Heiger Scholz und 
NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer zu sehen.   Screenshot: Schwind/NLT
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mit Auswirkung auf die Freizü -
gigkeit in der EU aufgrund der 
COVID-19-Pandemie

26.01.2021
�i	 Erste Verordnung des BMG zur 

Änderung der Verordnung zur An -
passung der Voraussetzungen für 
die Anspruchsberechtigung der 
Krankenhäuser nach § 21 Abs. 1a 
des Krankenhausfinanzierungs -
gesetzes (BAnz AT 27.01.2021 V1) 
tritt am 28.01.2021 in Kraft

�i	 Erlass des MS über die Ge -
währung von Finanzhilfen zur 
technischen Modernisierung 
der Gesundheitsämter und zum 
Anschluss dieser an das elektro -
nische Melde- und Informations -
system als Billigkeitsleistung

27.01.2021
�i	 Verordnung des BMG zum An -

spruch auf Testung in Bezug auf 
einen direkten Erregernachweis 
des Coronavirus SARS-CoV-2 
(Coronavirus-Testverordnung – 
TestV) (BAnz AT 27.01.2021 V2) 
tritt mit Wirkung vom 25.01.2021 
in Kraft und nach § 20i Abs.3 S. 
13 SGB V außer Kraft; gleichzeitig 
tritt die Corona-Testverordnung 
vom 30.11.2020 außer Kraft, die 
zuletzt durch die Verordnung vom 
15.01.2021 geändert wurde

�i	 Beschluss des Bundeskabinetts 
über den Verzicht auf die Erstat -
tung von Auslagen der Bundesbe -
hörden in der SARS-CoV-2-Pan -
demie für die bei Ländern und 
Kommunen geleistete Amtshilfe, 
der u. a. im Kontext des Angebots 
der Bundesregierung steht, die 
Durchführung von Testungen in 
Pflege- und Behinderteneinrich -
tungen durch die Bundeswehr zu 
unterstützen

�i	 Einigung der EU-Mitgliedstaaten 
auf Leitlinien für Standard-Impf -
nachweise im Kampf gegen 
COVID-19

28.01.2021
�i	 Version 1.11 der Corona-Warn-App 

veröffentlicht. Die App zeigt nun 
Kennzahlen zum Infektionsge -
schehen an: Bestätigte Neuin -
fektionen, 7-Tage-Inzidenz und 
R-Wert sowie die Anzahl der über 
die Warn-App ausgelösten War -
nungen des Vortags.

�i	 Start der zentralen Terminvergabe 
für über 80-Jährige für Impfungen 
in niedersächsischen Impfzentren

29.01.2021
�i	 Zulassung des COVID-19-Impf -

stoffs von AstraZeneca auf Emp -
fehlung der Europäischen Arznei -
mittelbehörde (EMA) durch die 
EU-Kommission in der Europäi -
schen Union

�i	 Beschluss der STIKO zur 2. Ak -
tualisierung der COVID-19-Impf- 
empfehlung mit dazugehöriger 
wissenschaftlicher Begründung 
(Epidemiologisches Bulletin 
5/2021)

�i	 Verordnung des BMG zum Schutz 
vor einreisebedingten Infektions -
gefahren in Bezug auf neuartige 
Mutationen des Coronavirus 
SARS-CoV-2 nach Feststellung 
einer epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite durch den 
Deutschen Bundestag (Corona -
virus-Schutzverordnung – Co -
ronaSchV) (BAnz AT 29.01.2021 
V1) tritt am 30.01.2021 in Kraft 
und spätestens mit Ablauf des 
17.02.2021 außer Kraft

01.02.2021
�i	 V irtueller Corona-Impfgipfel des 

Bundes und der Länder mit Impf -
stoffherstellern

�i	 Dritte Verordnung des BMG zur 
Änderung der Medizinproduk -
te-Abgabeverordnung (MPAV) im 
Rahmen der epidemischen Lage 
von nationaler Tragweite (BAnz 

AT 02.02.2021) tritt im Wesentli -
chen am 03.02.2021 in Kraft

�i	 Erlass des MS mit Hinweisen zum 
Aufklärungsmerkblatt zur CO -
VID-19-Impfung und insbesonde -
re zur Einwilligungserklärung

�i	 RdErl. des ML zur Durchfüh -
rungsverordnung (EU) 2021/83 
der Kommission zur Änderung 
der Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/466 - Anwendung die -
ser Durchführungsverordnung im 
Bereich der amtlichen Lebens -
mittel- und Futtermittelüberwa -
chung, der Tiergesundheit, des 
Tierschutzes sowie im Bereich 
der Ein- und Ausfuhr tritt am 
02.02.2021 in Kraft und mit Ablauf 
des 30.06.2021 außer Kraft

02.02.2021
�i	 Vorlage des Entwurfs eines „Co -

rona-Stufenplans 2.0“ durch das 
Landeskabinett zur Verbandsbe -
teiligung; der Stufenplan soll für 
die nächsten sechs Monate Ori -
entierung sowohl für schrittweise 
Lockerungen der Corona-beding -
ten Beschränkungen als auch für 
ggf. notwendige Verschärfungen 
geben und umfasst u. a. auch 
eine Perspektivplanung für den 
Bereich der Schulen und Kinder -
tageeinrichtungen

�i	 Erlass des MS zur Überwachung 
der Testpflicht in Heimen für äl -

Das Bild zeigt einen Screenshot der 
Corona Warnapp. 	 Screenshot: NLT

Das Bild zeigt einen Screenshot eines 
Corona-Testergebnisses.   Screenshot: NLT
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tere oder pflegebedürftige Men -
schen nach § 2 Abs.2 NuWG und 
unterstützende Wohnformen für 
ältere oder pflegebedürftige Men -
schen nach § 2 Abs.3 und 4 NuWG 
sowie ambulante Pflegeeinrich -
tungen nach § 71 Abs. 1 SBG XI

04.02.2021
�i	 Erste Verordnung des BMG 

zur Änderung der Coronavi -
rus-Schutzmasken-Verordnung 
(SchutzmV) vom 14.12.2020 
(BAnz 05.02.2021 AT V1) tritt am 
06.02.2021 in Kraft

�i	 Erlass des MS an die niedersäch -
sischen Impfzentren/unteren Ka -
tastrophenschutzbehörden über 
die Impfstofflieferungen und Ein -
satzpläne für die Kalenderwochen 
6 bis 13 für die mRNA-Impfstoffe 
von BioNTech und Moderna

05.02.2021
�i	 Erlass des MS mit Informatio -

nen zum Thema „Obduktionen 
Die Grafik zeigt die Anzahl der in Niedersachsen täglich an COVID-19 erkrankten Men -
schen sowie die Tendenz. 	 Grafik: NLGA

bei Todesfällen im zeitlichen 
Zusammenhang mit einer CO -
VID-19-Impfung“

�i	 Erlass des MS mit der Klarstel -
lung, dass die Priorisierung zur 
COVID-19-Schutzimpfung nach 
Altersindikatoren ab sofort mit 

dem Geburtsdatum (nicht Ge -
burtsjahr) verknüpft ist

Zum Redaktionsschluss am 5. Februar 
2021 vermeldet das NLGA 942 Neuin -
fektionen und einen Todesfall in Nie -
dersachsen, der Trend ist rückläufig.

Unterstützung bei Testungen in Heimen

Zur Vorgeschichte und Finanzie -
rung der Tests

Seit Beginn der Pandemie ist in 
Deutschland auf Bundesebene eine 
Teststrategie aufgebaut und weiter -
entwickelt worden. Zu den wichtigs -
ten Maßnahmen bei der Bekämp -
fung des Coronavirus gehört auch 
die Durchführung von PoC-Anti -
gen-Schnelltests. Insbesondere Pfle -
geheime sollten Antigen-Schnelltests 
großzügig nutzen, um Personal, Be -
wohner und Besucher regelmäßig auf 
das Corona-Virus zu testen. 

Die Rahmenbedingungen für die An -
spruchsberechtigen, die Häufigkeit 
der Testungen, die Durchführung 
und die Vergütungen der Tests sind 
vom Bundesministerium für Gesund -
heit (BMG) mit der am 15. Oktober 
2020 in Kraft getretenen Testverord -
nung festgelegt worden. Danach war 
eine Refinanzierung im stationären 
Bereich von 20 PoC-Antigen-Tests je 
Bewohner und 10 Tests je Klient im 
Monat im ambulanten Bereich vorge -
sehen. Infolge des dynamischen In -
fektionsgeschehen im Herbst/Winter 
2020 ist die Testverordnung des BMG 
zum 1. Dezember 2020 angepasst und 
die Höchstbeträge sind auf 30 bezie -
hungsweise 15 Tests je Bewohner/

Klient im Monat angehoben worden. 

Personalbedarf in Einrichtungen

Aufgrund des zunehmend besorgni -
serregenden Infektionsgeschehens in 
den Alten- und Pflegeeinrichtungen 
haben die Länder auf gemeinsamen 
Beschluss der Bundeskanzlerin und 
der Ministerpräsidentinnen/Minis -
terpräsidenten am 13. Dezember 2020 
für diese Einrichtungen als besonde -
re Schutzmaßnahme eine regelmä -
ßige verpflichtende Testung für die 
dort Beschäftigten und Besucher 
vereinbart. In der Niedersächsischen 
Corona-Verordnung vom 16. Dezem -
ber 2020 erfolgte die Umsetzung die -
ser Regelung mit einer zweimaligen 
Testverpflichtung je Woche mit der 
Folge, dass dies in den Heimen und 
Einrichtungen zu einem weiteren 
personellen Bedarf führte, der nur 
mit einer hohen Kraftanstrengung 
bewältigt werden konnte.

Unterstützungsbitte der Bundes -
kanzlerin

Zwischen Weihnachten und Silvester 
2020 hat es verschiedene Gespräche 
des Bundeskanzleramtes mit den 
kommunalen Spitzenverbänden auf 
Bundesebene gegeben. Das Bundes -

kanzleramt hat über die kommunalen 
Spitzenverbände binnen Tagesfrist 
eine Abfrage über den Bedarf an zu -
sätzlichen Personal in den Alten- und 
Pflegeheimen durchführen wollen, 
um die für die Pflegeheime vorgese -
henen Testungen auf Dauer sicher -
stellen zu können. Der NLT hat eine 
derartige unstrukturierte Abfrage 
binnen 24 Stunden „zwischen den 
Jahren“ abgelehnt. 

Im Weiteren hat sich dann Bundes -
kanzlerin Dr. Angela Merkel am 13. 
und 14. Januar 2021 telefonisch an alle 
Präsidenten der kommunalen Spit -
zenverbände, so auch an NLT-Präsi -
dent Landrat Klaus Wiswe, Landkreis 
Celle, gewandt mit dem Ziel, die 
Landkreise um Unterstützung bei 
der Vermittlung von Bundeswehr -
personal für die Corona-Testungen in 
Heimen und Einrichtungen zu bitten. 
Bereits am Folgetag hat der Chef des 
Bundeskanzleramts, Bundesminister 
Prof. Dr. Helge Braun, ein Schreiben 
direkt an alle Landrätinnen und 
Landräte in Deutschland gerichtet. 
Dabei hat er verdeutlicht, dass die 
Gewinnung von Testpersonal für die 
Heime und Einrichtungen dem Bund 
ein großes Anliegen ist und er dies -
bezüglich einen öffentlichen Aufruf 
zur Gewinnung von zusätzlichem 
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mung mit dem Niedersächsischen 
Städtetag über das Kompetenzzen -
trum Großschadenslagen mit dem 
Niedersächsischen Innenministeri -
um, dem Landeskommando der Bun -
deswehr und dem Niedersächsischen 
Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung für die Kontakt -
aufnahme mit den Einrichtungen vor 
Ort ein Musterformular für ein Amts-
hilfeersuchen (Abfrage zwischen 
Landkreisen und Einrichtungen) 
entwickelt und allen Landkreisen am 
18.�Januar 2021 bereitgestellt. 

Das Formular setzt auf den grund -
sätzlich bekannten Amtshilfeformu -
laren des Landes Niedersachsen für 
die Anforderung von dritten Kräften 
auf und soll der besonderen Lage der 
Unterstützung einer privaten Einrich -
tung bei ihren originären Verpflich -
tungen Rechnung tragen. Dazu sind 
eine Reihe von Erklärungen verfasst 
worden, die die Verpflichtungen der 
Katastrophenschutzbehörde als an -
fordernde Körperschaft folgerichtig 
auf die privaten Heimbetreiber wei -
terleiten. Die Anforderung des Perso -
nals für die Testungen in Heimen er -
folgt in Niedersachsen seitdem in den 
bewährten und üblichen Wegen über 
die Kreisverbindungskommandos der 
Bundeswehr und das Kompetenzzen -
trum Großschadenslagen des Landes 
Niedersachsen (KomZ). Die Vertei -
lung der Soldaten an ihre jeweili -
gen Einsatzorte erfolgt zentral vom 
Kommando Territoriale Aufgaben der 
Bundeswehr in Berlin. 

Testpersonal starten wird. 

Erneuter Bund-Länder-Beschluss

Mit Beschluss der Bundeskanzlerin 
und der Ministerpräsidentinnen/
Ministerpräsidenten am 19. Januar 
2021 ist eine gemeinsame Initiative 
gestartet worden, um kurzfristig zur 
Überbrückung bis ein öffentlicher 
Personalgewinnungsaufruf greift, 
Personal der Bundeswehr für die 
Durchführung von Schnelltests in 
Alten- und Pflegeheimen sowie Ein -
richtungen der Eingliederungshilfe 
maximal für einen Zeitraum von drei 
Wochen ab Beginn des jeweiligen 
Einsatzes zur Verfügung zu stellen. 
In einem zweiten Schritt sollen dann 
Freiwillige, die sich über eine Hot -
line bei der Bundesagentur für Arbeit 
melden können, die Schnelltests nach 
entsprechenden Schulungen durch 
Hilfsorganisationen in den Einrich -
tungen durchführen.

Unterstützung durch die Bundeswehr

Vor diesem Hintergrund hat bereits 
zeitgleich am 15. Januar 2021 eine 
erste Besprechung auf Einladung 
des Niedersächsischen Innenminis -
teriums mit dem Landeskommando 
Niedersachsen der Bundeswehr 
und dem NLT stattgefunden. Da 
die Bundeswehr Unterstützung in 
(privaten) Einrichtungen vor Ort 
nur auf Grundlage eines förmlichen 
behördlichen Amtshilfeersuchens 
leisten kann, muss dieses vom je -

weiligen Landkreis gestellt werden. 
Allerdings ist mit der Stellung eines 
solchen Amtshilfeersuchens auch die 
Übernahme aller Verpflichtungen 
als anfordernde Dienststelle durch 
die Landkreise verbunden, insbeson -
dere eine Übernahme der Haftung, 
ggf. der Einweisung, Überwachung 
und Übernachtungskosten sowie des 
Transports und der weiteren allge -
meinen Verpflichtungen bei der An -
forderung von Bundeswehrpersonal. 
Da es sich bei den Testungen in Pfle -
geeinrichtungen um keine Aufgabe 
der Landkreise handelt, ist dieses 
ungewöhnliche Verfahren vom NLT 
und anderen Landesverbänden als 
problematisch bewertet worden. 

Amtshilfe durch die Landkreise er -
forderlich

Weil die Bundeswehr Personal für 
Heime jedoch nur auf Grundlage 
eines förmlichen Amtshilfeersuchens 
der jeweiligen Katastrophenschutz -
behörde zur Verfügung stellen kann, 
hat die Geschäftsstelle des NLT 
Kontakt zur zuständigen Abteilungs -
leiterin des Bundeskanzleramtes 
aufgenommen und die Problemlage 
geschildert. Dabei ist von Seiten des 
Bundeskanzleramtes verdeutlicht 
worden, dass kurzfristig keine Mög -
lichkeit gesehen wird, die Rahmen -
bedingungen der Tätigkeit der Bun -
deswehr zu verändern. Um trotz der 
rechtlichen Bedenken dem Wunsch 
der Bundeskanzlerin nachkommen 
zu können, hat der NLT in Abstim -

Das Bild zeigt die 654. Präsidiumssitzung am 28. Januar 2021 per Videokonferenz, bei der das Thema Testungen in den Alten- und 
Pflegeheimen ausführlich diskutiert wurde. 								               Foto: Meyn/NLT
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Unterstützung durch die Bundes -
agentur für Arbeit

Für die Zeit nach dem dreiwöchigen 
Einsatz des Personals von der Bun -
deswehr haben Bund und Länder in 
dem Beschluss vom 19. Januar 2021 
verabredet, dass die Bundesagentur 
für Arbeit (BA) die Vermittlung der 
Freiwilligen unterstützen wird. Dar -
aufhin hat die BA seit dem 25. Januar 
2021 online ein Unterstützungsportal 
für freiwillige Helfer für die Durch -
führung der Schnelltests in Heimen 
und Einrichtungen bereitgestellt, 
das in den ersten Tagen eine hohe 
Resonanz verzeichnet hat. Allerdings 
hakt es hier bei der Umsetzung in die 
Praxis, weil die BA eine unmittelba -
re Vermittlung der Freiwilligen in 
Pflegeeinrichtungen ablehnt. Nach 
Auffassung der BA bezieht sich ihre 
Aufgabe nach dem Schreiben des 
Bundeskanzleramtes vom 15.1.2021 
nur auf die Einrichtung einer Hotline 
für freiwillige Tester. 

Die Landkreise haben sich auf frei -
williger Basis für eine koordinieren -
de Funktion bereiterklärt, sehen die 
Vermittlung der Freiwilligen in die 
Einrichtungen jedoch als originäre 
Aufgabe der BA an. Um das Verfah -
ren trotz der ablehnenden Haltung 
der BA dennoch schnellstmöglich auf 
den zu Weg bringen, ist aus Sicht der 
Landkreise allenfalls denkbar, die 
Weiterleitung der Interessenbekun -
dungen der freiwilligen Testkräfte an 
die Pflegeeinrichtungen mit Unter -

stützungsbedarf ohne eine konkrete 
Vermittlung zu übernehmen. 

Fazit 

Der Schutz der Menschen in Alten- 
und Pflegeeinrichtungen und Ein -
richtungen der Eingliederungshilfe 
ist die oberste Zielsetzung und sollte 
von allen Stellen mit geeigneten 
Maßnahmen unterstützt und sicher -
gestellt werden. Deshalb haben die 
Kommunen ihre Bereitschaft erklärt, 
dem Wunsch der Bundeskanzlerin 
nachzukommen und unterstützend 
tätig zu werden. 

Bei dem Verfahren für Personalanfor -
derungen bei der Bundeswehr haben 
die Landkreise mehr als nur eine 
koordinierende Rolle übernommen, 
da es sich um ein ungewöhnliches 
Amtshilfeersuchen handelt, bei dem 
die für die Testungen in den Pfle -
geheimen nicht zuständige Katas -
trophenschutzbehörden für private 
Heimbetreiber deren Verpflichtun -
gen übernehmen müssten. 

Mit großem Erstaunen haben wir die 
Rolle der BA zu Kenntnis genom -
men, die sich in dem Verfahren für 
die Vermittlung der Freiwilligen in 
Pflegeeinrichtungen trotz ihrer Zu -
ständigkeit für die Vermittlung auf 
dem Arbeitsmarkt als nicht zuständig 
ansieht. 

Zudem ist bedauerlich, dass sich die 
in der Pflege ohnehin angespannte 

Personalsituation in den Pflegeein -
richtungen mit der Änderung der 
zum 25. Januar 2021 in Kraft getre -
tenen Corona-Verordnung weiter 
verschärft hat, da Niedersachsen als 
einziges Bundesland eine tägliche 
Testverpflichtung für die Beschäftig -
ten und Besucher eingeführt hat. Ins -
besondere in der ambulanten Pflege 
hat sich die Lage ohne Not verschlim -
mert und wird von allen Verbänden 
vehement kritisiert.
 
Darüber hinaus ist nun durch die 
tägliche Testverpflichtung erst recht 
keine auskömmliche Refinanzierung 
der Tests in den Einrichtungen gesi -
chert. Pflegeeinrichtungen werden 
vom BMG aufgrund der Limitierung 
der Anzahl der Testkits in der Test -
verordnung als auch durch die vom 
Land geforderten täglichen Testver -
pflichtung bei der Refinanzierung der 
entstehenden Kosten quasi im Regen 
stehen gelassen. Auf die Problematik 
der täglichen Testverpflichtungen 
und die damit verbundenen Auswir -
kungen hat die Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände im 
Rahmen des Beteiligungsverfahren 
zur geänderten Corona-Verordnung 
und in politischen Gespräche viel -
fach hingewiesen. Bedauerlicherwei -
se blieb die geäußerte Kritik zu den 
täglichen Testungen vom Land unbe -
rücksichtigt. 

Kurzum: „Gut gedacht“ ist nicht 
immer auch „gut gemacht“.

Die Mitteilung von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel in der Pressekonfe -
renz am 19. Januar 2021, nach dem 
Abschluss einer stundenlangen Kon -
ferenz der Ministerpräsidentinnen 
und -präsidenten, dass nun bundes -
weit bei allen Gesundheitsbehörden 
bis Ende Februar 2021 SORMAS 
eingeführt werden solle, führte bei 
vielen Verantwortlichen zu Kopf -
schmerzen.

Die zu erwartenden Verzögerungen, 
welche eine Umstellung von bereits 
seit Monaten etablierten Prozes -

SORMAS, oder: Wer nur einen Hammer hat, sieht in jedem Problem einen 
Nagel.
Von Stefan Domanske*

* 	Referent beim Niedersächsischen Landkreistag

sen sowie deren Software mitten in 
einer Welle hoher Infektionszahlen 
mit sich bringen würden, mag der -
zeit niemand in Kauf nehmen. Denn 
dass SORMAS nicht flächendeckend 
genutzt wird, hat durchaus nachvoll -
ziehbare Gründe.

„Besser als Excel“

SORMAS (Surveillance, Outbreak 
Response Management and Analysis 
System), eine Open-Source-Anwen -
dung des Helmholtz-Zentrum für 
Infektionsforschung (HZI) aus Braun -
schweig, wurde ursprünglich zur 
Eindämmung des Ebola-Ausbruchs 

2014 in Westafrika entwickelt. Mit 
der Erweiterung SORMAS-ÖGD 
konnte SORMAS ab Mai 2020 auch 
zur Kontaktnachverfolgung von 
COVID-19-Fällen durch deutsche 
Gesundheitsämter genutzt werden. 
„Etwas Besseres als Excel“ titelte 
kurz danach das Blog Netzpolitik.org 
und berichtete, dass die Berliner Ge -
sundheitsämter dankbar wären, von 
ihren bisher genutzten Excel-Vorla -
gen auf SORMAS zu wechseln. Dass 
die prominente Tabellenkalkulation 
von Microsoft keine gute Option zur 
Verfolgung von Infektionsfällen mit 
einem tödlichen Virus war, dürfte 
jedem klar sein, der schon einmal 
versucht hat, mit mehreren Perso -
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10	Siehe zu den Einzelheiten § 17 Abs. 4 – 6 NKatSG.
11	§ 18 NKatSG.

nen gleichzeitig an einer Tabelle zu 
arbeiten (wer es noch nicht versucht 
hat: Es geht nicht). In Großbritannien 
hat man zudem auf die harte Tour 
lernen müssen, dass Excel-Tabellen 
einer Größenbeschränkung unterlie -
gen (maximal 1.048.576 Zeilen und 
16.384 Spalten). Rund 16.000 Fälle 
sollen angeblich deshalb 1 nicht mehr 
nachvollziehbar gewesen sein.

Komplettiert wurde das Image der 
technisch rückständigen Excel-be -
nutzenden Gesundheitsbehörden in 
der öffentlichen Wahrnehmung noch 
durch Witze, dass zusätzliche Prob -
leme in der Kontaktnachverfolgung 
durch Lieferengpässe bei Thermopa -
pier für Faxgeräte bedingt seien.

Tatsächlich hat SORMAS vielerorts 
zu einer großen Verbesserung bei -
getragen. Bundesweit nutzen Ende 
Januar 2021 ca. 80 Gesundheitsämter 
der Kreise diese Anwendung, kom -
munale Praktikerinnen und Praktiker 
auch aus niedersächsischen Gesund -
heitsbehörden bringen sich aktiv in 
das Nutzerkomitee von SORMAS ein, 
um das Programm weiter zu entwi -
ckeln. Das Projektvorgehen und der 
Open-Source-Ansatz sind insgesamt 
vorbildlich und man wünscht sich 
diesen Stil direkt für viele andere Di -
gitalisierungsvorhaben des Bundes.

Wer jedoch aus den „nur 80“ schluss -
folgert, dass der Rest der deutschen 
Gesundheitsbehörden wahlweise 
in Excel herumbastelt oder handge -
schriebene Faxe durch die Republik 
schickt, ignoriert damit vollständig 
den Stand der Digitalisierung in den 
Kommunalverwaltungen. Die stetige 
Aufgabenverdichtung, Dokumen -
tationspflichten und Organisations -
änderungen waren schon lange vor 
Corona kräftige Antreiber für eine 
kontinuierliche Binnenmodernisie -
rung der Gesundheitsämter. 

Intern digital, extern Fax

Als SORMAS sein Debüt als Option 
zur Kontaktnachverfolgung gab, prä -
ferierte laut einer Befragung des Lan -
desgesundheitsamtes rund die Hälfte 
der niedersächsischen Gesundheits -
ämter zur Kontaktnachverfolgung 
bereits ihre Fachanwendung und sah 
entsprechend keinen Bedarf für SOR -
MAS. Das macht deutlich, dass vieler -
orts mithilfe der Fachanwendungen, 

in Niedersachsen sind dies u. a. ISGA, 
ÄSKULAB21, mikado, Gumax und 
OctoWare, die Abläufe der Gesund -
heitsbehörden bereits weitgehend 
digital und medienbruchfrei ausge -
staltet sind. Die genannten Fachan -
wendungen zeichnet dabei aus, dass 
sie mit unterschiedlichen Modulen 
das gesamte Aufgabenspektrum der 
Gesundheitsämter abdecken - von der 
Schuleingangsuntersuchung über den 
sozial-psychiatrischen Dienst bis zum 
Infektionsschutz. Und eben auch Kon -
taktpersonennachverfolgung. Ebenso 
sind Vorlagenverwaltung, E-Akten -
systeme und weitere Schnittstellen 
angebunden – sozusagen eine Art 
„Mini-SAP“ für Gesundheitsämter. 

Intern dominieren digitale Workflows 
die Abläufe, nach außen aber leider 
nicht. Das führt zu der Notwendig -
keit, Fax als Kommunikationskanal 
zu nutzen. Beispielsweise die be -
reits 2013 vom E-Governmentgesetz 
(EGovG) des Bundes vorgegebenen 
elektronischen Kommunikationswe -
ge des elektronischen Gerichts- und 
Verwaltungspostfachs (EGVP) oder 
die disputable De-Mail sind bei den 
beteiligten Akteuren auf Seiten des 
Landes und des Bundes bis heute 
nicht durchgängig vorhanden, von 
Laboren ganz zu schweigen.  Selbst -
verständlich sind Faxgeräte, gar mit 
Thermopapier, in den Kommunen 
längst eine Rarität. Faxe werden 
digital über Unified-Communica -
tions-Systeme empfangen und ver -
sendet, sind direkt an die Fachver -
fahren sowie die E-Akten-Systeme 
angebunden.

Schnittstellen, Schnittstellen,
Schnittstellen

Über den Verlauf der Pandemie und 
des Jahres 2020 sind die Gesund -
heitsbehörden zu Experten für die 
neuen Aufgaben geworden. Inziden -
zwerte, welche noch im Frühjahr 
2020 für Angstschweiß gesorgt hät -
ten, wurden im November durch -
weg routiniert abgearbeitet. Als 
elementarer Vorteil hat sich dabei die 
medienbruchfreie Übernahme von 
Laborergebnissen, Kontaktdaten der 
Aussteiger von Fernreisen, sowie der 
Daten des Deutschen Elektronischen 
Melde- und Informationssystem für 
den Infektionsschutz (DEMIS) er -
wiesen. Ein Teil der Behörden nutzte 
dazu den –  epidemiologisch gesehen 
– entspannten Sommer, um SOR -
MAS einzuführen, andere nutzten 
diese Zeit, um ihre Fachanwendung 
zu erweitern oder anzupassen. Die 
Ergebnisse dieser Arbeit bestätigen 
Anwendende beider Systeme: man 
sei schlagkräftiger geworden, die Ab -
läufe sind optimiert, der Papierdurch -
lauf auf ein Minimum reduziert eine 
dezentrale Bearbeitung der Fälle im 
Homeoffice wurde ermöglicht. 

Und genau diese Arbeitsergebnis -
se, diese Optimierungen und die 
geschulten Mitarbeitenden sind es, 
die einen erzwungenen Wechsel auf 
SORMAS bei hohen Fallzahlen un -
sinnig erscheinen lassen. Natürlich 
sind die Vorteile einer einheitlichen 
Software für die Coronabekämpfung 
für Gesundheitsämter insgesamt 
nicht von der Hand zu weisen. Aber 

1	 siehe Bericht des The Guardian: https://t1p.de/
or1v 

Das Bild zeigt die Kontaktpersonennachverfolgung im Landkreis Hameln-Pyrmont: auch 
ohne SORMAS voll digital und ohne Aktenberge.

Foto: Pressestelle Landkreis Hameln-Pyrmont
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verfahrenshersteller arbeiten bereits 
mit Hochdruck daran, mit SORMAS 
Daten austauschen zu können. Ein 
Open Source Projekt 2 stellt zudem 
engagierten Entwicklern Quellcode 
zur Anbindung bereit. Beides Initiati -
ven und Handlungsfelder, welche die 
Spitzenverbände wiederholt gefordert 
haben, ja: sich vom Bund und Land 
wünschen: Standards für die Daten 
definieren, digitale Schnittstellen 
bereitstellen und elektronische Mel -
dewege festlegen. Ganz nebenbei 
hätten sich die so erstellten Daten als 
„Open Data“ bereitstellen lassen und 
einen nicht zu unterschätzenden Bei -
trag zur Transparenz leisten können. 

In Niedersachsen treffen diese Aus -
führungen dankenswerter Weise auf 
offene Ohren, seitens des Landes 
zeigt man sich für eine differenzier -
te Betrachtung aufgeschlossen. So 

die teilweise vor mehr als zehn Jahre 
entstandene, angepasste und höchst -
funktionale Landschaft der heteroge -
nen Lösungen gegen ein junges und 
im Funktionsumfang noch nicht kom -
plettes System auszutauschen, führt 
zwangsläufig zu einer Schwächung 
der Leistungsfähigkeit. Oder, wie es 
ein Amtsarzt in diesem Zusammen -
hang formulierte: „man würde den 
Gesundheitsämtern den Stecker zie -
hen“. 

Was ist die Alternative? Schnittstel -
len und digitale Meldewege. Alle 
Daten, die im Gesundheitsamt zu 
bearbeiten sind, müssen digital ein -
gehen. Und alle Daten, die das Ge -
sundheitsamt weiter zu geben hat, 
müssen digital und vollautomatisch 
empfangen sowie digital weiterver -
arbeitet werden können. So könnten 
auch vorhandene Fachanwendungen 
digital melden. Es ließe sich das Beste 
aus beiden Welten kombinieren: die 
spezialisierten Fachanwendungen 
und das übergreifende Berichtswe -
sen von SORMAS. Die ersten Fach -

2	 Siehe Dokumentation der Railslove GmbH unter 
https://t1p.de/qxd4 

suchte der Chef der Staatskanzlei, 
Dr. Jörg Mielke, erst kürzlich den 
direkten Kontakt zu Anwendern vor 
Ort, um sich die Probleme erläutern 
zu lassen.  Auch Gesundheitsministe -
rin Dr. Carola Reimann signalisierte 
im letzten JourFixe mit der Arbeits -
gemeinschaft der kommunalen Spit -
zenverbände Verständnis für eine 
differenzierte Betrachtung.

Allgemein, so heißt es, führe die 
Corona-Pandemie zu einem starken 
Digitalisierungsschub. Bleibt zu 
hoffen, dass dieser Schub nicht nur 
anhält, sondern auch präziser wird. 
Pauschale Vorgaben von Software 
ohne Berücksichtigung des Status 
Quo wird weder in der Pandemie 
weiterhelfen noch bei weiteren Digi -
talisierungsvorhaben. Denn das hat 
die leidige Diskussion um SORMAS 
deutlich gemacht: die Digitalisierung 
auf kommunaler Ebene ist besser und 
weiter, als ihr Ruf glauben machen 
will. Das muss vor allem der Bund bei 
seinen Aufholmanövern zukünftig 
besser verstehen lernen.

Auch im Landkreis Cuxhaven sind 
die Impfungen erfolgreich gestartet. 
Seit dem 4. Januar 2021 steuern Mo -
bile Teams des DRK die Alten- und 
Pflegeheime im Kreisgebiet an. Das 
Impfzentrum steht ebenfalls in den 
Startlöchern. Die besonderen logis -
tischen Anforderungen in einem 
Flächenlandkreis bergen allerdings 
Herausforderungen.

Ein fünfköpfiges Team hat im Kreis -
haus Ende November damit begon -
nen, die Planung für ein Impfzentrum 
aufzunehmen. Das Ziel war sportlich: 
am 15. Dezember sollte alles einsatz -
bereit sein. Um für die Bevölkerung 
eine möglichst wohnortnahe Impfung 
zu ermöglichen, wurde zunächst die 
Einrichtung zweier Impfzentren 
anvisiert. Landesseitig hielt man 
allerdings die Einrichtung eines 
Impfzentrums für ausreichend. Der 
Standortwahl kam damit eine umso 
größere Bedeutung zu. Kriterien wie 
die Anbindung des ÖPNV und grund -
sätzliche räumliche Voraussetzungen 
ließen letztendlich die Wahl auf das 
Veranstaltungszentrum Hapag Hal -
len in Cuxhaven fallen.

Praxisbeispiel Impfzentrum: Landkreis Cuxhaven
Von Kirsten von der Lieth*

* 	Pressesprecherin des Landkreises Cuxhaven

Das vom Land vorgegebene Ziel, die 
Impfzentren zum 15. Dezember 2020 
einsatzbereit zu halten, führte in allen 
Impfzentren dazu, dass Dinge wie 
der Auf- und Umbau des Zentrums, 
das Personal und die mobilen Teams 
unter enormem Zeitdruck organisiert 
werden mussten. Viele grundlegende 
Dinge für eine sachgerechte Planung 
waren in dieser Phase überhaupt nicht 
bekannt. Es war schnell zu erkennen, 
dass das anvisierte Ziel nicht zu hal -
ten sein würde. Mit viel Einsatz war es 
aber möglich, noch vor Weihnachten, 
am 23. Dezember 2020, die Fertig -
stellung des Zentrums zu vermelden. 
Gleichzeitig waren vier mobile Impf -
teams startklar, die durch die beiden 
DRK-Kreisverbände Wesermünde und 
Cuxhaven/Hadeln gestellt werden.

Die mit Spannung erwartete erste 
Impfstofflieferung konnte am ers -
ten Montag des neuen Jahres in 
Empfang genommen werden. Die 
mobilen Teams konnten noch in den 
Abendstunden die ersten Alten- und 
Pflegeheime aufsuchen. Am darauf -
folgenden Donnerstag war die erste 
Impfstofflieferung verbraucht und es 
waren 14 Alten- und Pflegeheime mit 
der Erstimpfung versorgt. Parallel 

wurden im Impfzentrum Probeläufe 
mit Unterstützung ehrenamtlicher 
Kräfte durchgeführt, um Abläufe zu 
koordinieren und zu verbessern.

Das Bild zeigt die Danksagung durch Herrn 
Landrat Bielefeld, Herrn Rittershofer (einer 
der beiden Leiter des Impfzentrums) und 
Herrn Oberbürgermeister Santjer an die 
ehrenamtlichen Helfer, die am Aufbau des 
Impfzentrums beteiligt waren.
Foto: Pressestelle des Landkreises Cuxhaven
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Der Niedersächsische Landtag hat 
in der Sitzung am 9.�Dezember 2020 
einen Gesetzentwurf zur Änderung 
der Niedersächsischen Verfassung 
(NV) sowie zur Einführung eines 
Niedersächsischen Gesetzes zur För -
derung des Klimaschutzes und zur 
Minderung der Folgen des Klimawan -
dels (Niedersächsisches Klimagesetz 
– NKlimaG) beschlossen. Grundlage 
war die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses für 
Rechts- und Verfassungsfragen zum 
Entwurf der Regierungsfraktionen 1. 
Die Änderungen sind am 16. Dezem -
ber 2020 in Kraft getreten. 2

Die für Verfassungsänderungen 
erforderliche Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder des Nieder -
sächsischen Landtages 3 ist nach 
namentlicher Abstimmung mit 
97� Ja-Stimmen erreicht worden. Die 
parallel beratenen Gesetzentwürfe 
der Fraktionen Bündnis90/Die Grü -
nen und der FDP sind zeitgleich ab -
gelehnt worden. 

Der Gesetzentwurf der Regierungs -
fraktionen hat auf Hinweis des Ge -
setzgebungs- und Beratungsdienstes 

* 	Beigeordneter des NLT, u.a. zuständig für das all -
gemeine Umweltrecht und den Klimaschutz.

1	 Zur Beschlussempfehlung vgl. LT-Drs. 18/8087.
2	 Nds. GVBl. 2020, S. 464 ff.
3	 A rtikel 46 Abs. 3 Satz 1 NV.

Die Wahl des Standortes in Cuxhaven 
bedeutet für einen Großteil der Bevöl -
kerung eine erhebliche Fahrtstrecke 
von bis zu 70 Kilometern zum Impf -
zentrum. Bereits wenige Tage nach 
Beginn der Impfungen wurden daher 
Forderungen aus der Bevölkerung 
und der Politik laut, vor dem Hin -
tergrund der teils weiten Entfernun -
gen und dem Alter der Zielgruppe 
wohnortnahe Impfungen anzubieten. 
Neben dem Wunsch nach Impfter -
minen in den Gemeinden herrschte 

zudem Unverständnis in der Bevöl -
kerung darüber, dass nicht auch 
länderübergreifend Impfungen in der 
Seestadt Bremerhaven ermöglicht 
werden können.

Nach wie vor wird deshalb seitens 
des Landkreises angestrebt, die mo -
bilen Impfteams für Impftermine vor 
Ort einzusetzen. Von der verfügba -
ren Impfstoffmenge wird abhängen, 
wann und wie das letztendlich umzu -
setzen sein wird.

Insgesamt schaut das Team des Impf -
zentrums Cuxhaven trotz aller Her -
ausforderungen mit einem gewissen 
Stolz auf die bisher geleistete Arbeit. 
Der Unterstützung durch ehrenamt -
liche Kräfte insbesondere des DRK 
und des THW kam bei der gesamten 
Umsetzung immer wieder besondere 
Bedeutung zu. Das Team und Landrat 
Bielefeld danken allen an dem Pro -
jekt beteiligten Personen auf lokaler 
wie auch auf Landesebene für die 
Unterstützung.

Land und Bund

Klimaschutz jetzt ausdrücklich mit Verfassungsrang – Quo vadis?
- Landtag beschließt Gesetzespaket –
Von Thorsten Bludau*

(GBD) des Niedersächsischen Landta -
ges noch an zahlreichen Stellen um -
fangreiche Veränderungen erfahren. 
Diese waren nach Auffassung des fe -
derführenden Ausschusses zum einen 
erforderlich, weil die Entwurfsfassung 
eine Vielzahl von Regelungen vorsah, 
die sehr unbestimmt formuliert waren 
und die weder den Regelungszweck 
noch den Regelungsadressaten er -
kennen ließen. Unklar sei vielfach 
gewesen, ob „echte“ Rechtspflichten 
begründet werden sollten oder ob es 
sich lediglich um „Programmsätze“ 
gehandelt habe, die keine rechtliche 
Verbindlichkeit haben sollten. So 
sind insbesondere die Regelungen 
zum Anwendungsbereich (§ 2) und 
zu Grundsätzen (§ 5) gestrichen wor -
den. 4 Diese ungewöhnlich umfang -
reichen Änderungen mögen auch 
dem Umstand geschuldet sein, dass 
der Gesetzentwurf nicht vor seiner 
Zuleitung an den Landtag – wie allge -
mein üblich – bereits in einem ersten 
Anhörungsverfahren vom Nieder -
sächsischen Ministerium für Umwelt, 
Energie, Bauen und Klimaschutz den 
beteiligten Verbänden mit der Mög -
lichkeit zur Stellungnahme zugeleitet 
worden war. 

Klimaschutz als neues Staatsziel

Der erste Teil des Artikelgesetzes 
betrifft die Ergänzung der NV. Dort 
ist als neuer Artikel 6c Folgendes ein -
gefügt worden:

„In Verantwortung auch für die künf -
tigen Generationen schützt das Land 
das Klima und mindert die Folgen des 
Klimawandels.“

Mit dieser sogenannten Staats -
zielbestimmung 5 steht der Schutz 
des Klimas nunmehr ausdrücklich 
neben dem Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen in Artikel 20a des 
Grundgesetzes sowie Art. 1 Abs. 2 
NV. Abgrenzungsfragen sind in den 
Beratungen der Landtagsausschüs -
se eingehend diskutiert worden. So 
hatte der GBD noch ausdrücklich da -
rauf hingewiesen, dass der neue Ver -
fassungsartikel Doppelregelungen 
vorsehe, die rechtlich nicht erforder -
lich seien und die darüber hinaus zu 
Unklarheiten bei der Auslegung der 
NV führten. 6 Ungeachtet dieser Hin -
weise hat sich der Landtag aus rechts -
politischen Gründen dennoch für die 
Aufnahme einer eigenständigen Ver -

4	 Vgl. dazu insbesondere den Schriftlichen Bericht, 
LT-Drs. 18/8144.

5	 Vgl. Prof. Dr. Ines Härtel, Klimaschutzverfas -
sungsrecht: Klima-Staatszielbestimmungen im 
Föderalismus, NuR 2020, 577 ff.

6	 Vgl. Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 18/8144, S. 2 ff.
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fassungsnorm entschieden. Ein noch 
weitergehender Änderungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 7 
ist im Rahmen der Beschlussfassung 
abgelehnt worden.

Wesentliche Inhalte des Nieder -
sächsischen Klimagesetzes aus kom -
munaler Sicht

Artikel 2 des Artikelgesetzes enthält 
die Regelungen des NKlimaG. Aus 
kommunaler Sicht sind dabei ins -
besondere folgende Regelungen (in 
chronologischer Reihenfolge) hervor -
zuheben:

�i	 Begriffsbestimmungen

	 Die Definition der Treibhausgas- 
emissionen (§ 3 Abs. 1 NKlimaG) 
ist nach den Beratungen auch 
um sogenannte fluorierte Treib -
hausgase (sogenannte F-Gase) 
ergänzt worden. Hierbei handelt 
es sich um keine natürlichen 
Gase, sondern solche, die in der 
Regel gezielt hergestellt und als 
Arbeitsmittel in verschiedenen 
Anwendungen eingesetzt werden 
(z.B. halogenierte Kohlenwasser -
stoffe – FKW). 

	 In einem neuen Absatz 7 sind ver -
schiedene Definitionen ergänzt 
worden, die sich auf Fahrzeuge 
mit sauberen, emissionsfreien und 
emissionsarmen Antrieben bezie -
hen.

�i	 Niedersächsische Klimaschutz -
ziele 

	 § 4 enthält nunmehr die nieder -
sächsischen Klimaschutzziele. 
Ein Ziel ist es danach, die Minde -
rung der Gesamtemissionen bis 
zum Jahr 2030 um mindestens 55 
Prozent bezogen auf die Gesamt- 
emissionen im Vergleichsjahr 
1990 zu senken. Das Ziel bis zum 
Jahr 2050 ist – nach einem Än -
derungsantrag der Regierungs -
fraktionen – dergestalt angepasst 
worden, eine Klimaneutralität 
zu erreichen. Ursprünglich war 
(nur) eine Reduktion um mindes -
tens 80 bis 95 Prozent angestrebt. 
Ein weitergehender Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
wurde abgelehnt.

	 Weitere Ziele sind die Minderung 
der jährlichen Treibhausgasemis -
sionen der Landesverwaltung um 
70 Prozent bis 2030, die bilanziel -
le Deckung des Energiebedarfs in 
Niedersachsen durch erneuerbare 
Energien bis zum Jahr 2040 sowie 
der Erhalt und die Erhöhung na -
türlicher Kohlenstoffspeicherka -
pazitäten. Gegenstand politischer 
Diskussionen in der Landtags -
debatte war dabei vor allem die 
bilanzielle Deckung des Energie -
bedarfs, der für das Jahr 2040 von 
der Landesregierung nicht bezif -
fert werden konnte. 

�i	 Drei Strategien für Niedersachsen

	 Der ursprüngliche Gesetzentwurf 
(vgl. § 6) hat die Verpflichtung 
der Landesregierung vorgesehen, 
ein „Maßnahmenprogramm“ mit 
den Schwerpunkten Energie und 
Klimaschutz zu beschließen. An 
dieser Stelle ist das Gesetz im 
Rahmen der parlamentarischen 
Beratungen nach entsprechenden 
Hinweisen des GBD vollkommen 
neu geordnet worden. Beschlos -
sen worden sind nunmehr drei 
Regelungen: Strategie zum Kli -
maschutz (Klimaschutzstrategie, 
§ 4), Strategie für eine klimaneu -
trale Landesverwaltung (§ 5) und 
Strategie zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels (Anpas -
sungsstrategie, § 6). 

	 Die Strategien sind von der Lan -
desregierung erstmalig im Jahr 

2021 zu beschließen. Sie sind alle 
fünf Jahre fortzuschreiben. Die 
Geschäftsstelle des NLT ist bereits 
seit längerer Zeit in verschiede -
nen Arbeitsgruppen des Landes 
zur Erarbeitung der Strategien 
eingebunden. 

�i	 Klimaschutzstrategie

	 Die niedersächsische Klima -
schutzstrategie soll dazu dienen, 
die in § 3 Nrn. 1, 3 und 4 NKlimaG 
genannten Ziele zu erreichen (§ �4 
Abs. 1 Satz 1 NKlimaG). Dabei 
sind in angemessenem Umfang 
auch ökologische, wirtschaftliche 
und soziale Belange zu berück -
sichtigen (§ 4 Abs. 1 Satz 2 NKli -
maG). Damit wird ausdrücklich 
ein wirtschafts- und sozialpoliti -
scher Kontext der Klimaschutzzie -
le hergestellt. 

	 In der Klimaschutzstrategie der 
Landesregierung sind Zwischen -
ziele, der Weg und (sektorspezifi -
sche) Maßnahmen zur Erreichung 
der (Zwischen-)Ziele begründet 
festzulegen (§ 4 Abs. 2 und 3 NKli -
maG). 

�i	 Strategie für eine klimaneutrale 
Landesverwaltung

	 Eine weitere Strategie, die von der 
Landesregierung zu beschließen 
und regelmäßig fortzuschreiben 
ist, ist die Strategie für eine kli -
maneutrale Landesverwaltung 
(§� 5 NKlimaG). Diese dient dem 

7	 LT-Drs. 18/4499 und LT-Drs. 18/8110.

Das Bild zeigt ein Verbotsschild in der Natur. Es steht sinnbildlich für den Versuch, das 
Klima „auf dem Papier“ zu schützen. Entscheidend werden die tatsächlichen Maßnah -
men und Schlüsse sein, die aus dem NKlimaG folgen werden.

Foto: analogicus/Pixabay.com, nachbearbeitet
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u.�a. gesondert in § 3 NKlimaG ausge -
wiesenen Ziel, die Treibhausgas- 
emissionen in der Landesverwal -
tung zu mindern. Hierzu sollen 
ebenfalls Zwischenziele festge -
legt und Maßnahmen zur Zieler -
reichung beschrieben werden. 

�i	 Anpassungsstrategie

	 Die dritte, von der Landesregie -
rung regelmäßig zu beschlie -
ßende Strategie ist jene zur 
Anpassung an die Folgen des Kli -
mawandels (Anpassungsstrategie, 
§ 6 NKlimaG). Dem kommt gera -
de als Küstenland mit steigenden 
Meeresspiegeln eine besondere 
Bedeutung zu. 

	 Die Anpassungsstrategie enthält 
eine Beschreibung der Auswir -
kungen des Klimawandels auf 
Niedersachsen (insbesondere sei -
ner Folgen für die Bevölkerung 
und ihren Gesundheitsschutz, 
die Infrastruktur, die Küsten, das 
Grundwasser, den Hochwasser -
schutz, die Land-, Wald- und Forst -
wirtschaft, den Boden, die Natur 
sowie die Biodiversität) sowie 
eine Darstellung angemessener 
Maßnahmen zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels. Die 
Darstellung soll auch vorsorgende 
Maßnahmen umfassen, durch die 
negative Folgen des Klimawandels 
möglichst vermieden werden (§� 6 
Abs. 2 NKlimaG).

	 Die Fortschreibung der Anpas -
sungsstrategie soll auch eine 
Darstellung zum Stand der Um -
setzung von Maßnahmen zur 
Anpassung an die Folgen des Kli -
mawandels und eine Bewertung 
dieser Maßnahmen enthalten, 
wobei die Bewertung Maßnah -
men des Bundes und der Euro -
päischen Union berücksichtigen 
muss (§�6�Abs. 3 NKlimaG).

�i	 Klimaschutz im Verkehrssektor

	 Eine gesonderte Vorschrift ent -
hält nunmehr „Maßnahmen zum 
Klimaschutz im Verkehrssektor“ 
(§ 7 NKlimaG). Im ursprünglichen 
Entwurf waren noch Regelungen 
zu einer „Klimaschonenden Mobi -
lität“ enthalten (§ 8 des Entwurfs). 
Der neue Absatz 1 bezieht sich auf 
den landeseigenen Fahrzeugpool 
im Schienenpersonennahverkehr. 

	 Der für den kommunalen Bereich 
besonders bedeutsame öffentliche 

Personennahverkehr (ÖPNV) ist 
in § 7 Abs. 2 NKlimaG angespro -
chen. Dazu ist zunächst die Pflicht 
des Landes vorgesehen, bei der 
Gewährung von Zuwendungen 
für die Beschaffung von Fahrzeu -
gen ergänzend zur Vorgabe des 
§ 3 Abs. 3 des Niedersächsischen 
Gemeindeverkehrsfinanzierungs -
gesetzes die Beschaffung von 
Fahrzeugen mit sauberen oder 
emissionsfreien Antrieben (vgl. 
neue Definitionen in § 3 NKli -
maG) besonders zu unterstützen. 
Der Anteil derartiger Fahrzeuge 
soll bis zum Jahr 2035 kontinuier -
lich erhöht werden. Ab dem Jahr 
2035 soll das Land ausschließlich 
die Beschaffung von Fahrzeugen 
mit sauberen oder emissionsfreien 
Antrieben fördern. Abweichun -
gen sind jedoch insbesondere zur 
Vermeidung von negativen Aus -
wirkungen auf den Umfang und 
die Qualität des Bedienungsange -
bots zulässig. 

	 In § 7 Abs. 3 NKlimaG ist die Ver -
pflichtung der Landesverwaltung 
angesprochen, den Anteil von 
Straßenfahrzeugen mit sauberen, 
emissionsfreien oder emissionsar -
men Antrieben zu erhöhen.

�i	 Energieberichterstattung

	 § 8 NKlimaG enthält die Ver -
pflichtung einer jeden Kommune, 
Energieberichte zu erstellen und 
zu veröffentlichen. Nach dessen 
Absatz 2 sind die bei der Kommune 
anfallenden Kosten für Strom- und 
Heizenergie, die Verbräuche sowie 
die damit verbundenen Emissionen 
von Kohlendioxyd aufzunehmen. 
Im Hinblick auf die Verbräuche an 
Strom- und Heizenergie sind nach 
einer Empfehlung des Umweltaus -
schusses des Landtages nunmehr 
sämtliche von der Kommune ge -
nutzten Gebäude zu berücksichti -
gen. Damit ist jetzt auch unerheb -
lich, ob die Gebäude im Eigentum 
der Kommunen stehen. 

	 Nach § 8 Abs. 3 NKlimaG ist der 
Energiebericht erstmalig für das 
Kalenderjahr 2022 zu erstellen 
und bis zum 31. Dezember 2023 
zu veröffentlichen. Die folgenden 
Berichte umfassen jeweils einen 
Zeitraum von drei aufeinander 
folgenden Kalenderjahren (Be -
richtszeitraum), beginnend mit 
dem Kalenderjahr 2023, wobei die 
Angaben für jedes Kalenderjahr in 
den Bericht aufgenommen werden 

müssen. Die Berichte sind jeweils 
bis zum 31. Dezember des auf den 
Berichtszeitraum folgenden Kalen -
derjahres zu veröffentlichen.

	 Die Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände 
hat im Rahmen der Anhörung im 
Niedersächsischen Landtag noch 
einmal ausdrücklich auf die ver -
fassungsrechtliche Verpflichtung 
des Landes hingewiesen, eine ord -
nungsgemäße Gesetzesfolgenab -
schätzung vorzunehmen und den 
Mehraufwand auszugleichen. Der 
durch die bisher nicht vorgeschrie -
bene Aufzeichnung der Eingangs -
daten sowie durch die Erstellung 
der Energieberichte entstehende 
Mehraufwand ist jedoch vom 
Landtag – aus unserer Sicht ohne 
tragfähige Begründung – nicht 
anerkannt worden. Ob Kommunen 
bisher bereits eine Energiebericht -
erstattung vornehmen, ist für die 
rechtliche Bewertung unerheb -
lich, da sie die bisher freiwillige 
Berichterstattung jederzeit wieder 
hätten einstellen können. Insofern 
ist die Aufnahme dieser Regelung 
ohne einen Kostenausgleich des 
Landes zu kritisieren. 

�i	 Flächen zum Ausbau erneuerba -
rer Energien

	 § 9 des bisherigen Entwurfs, der 
eine Vorschrift zu „Flächen zum 
Ausbau erneuerbarer Energien“ 
enthielt, ist nach entsprechender 
Kritik (auch) der Arbeitsgemein -
schaft der kommunalen Spitzen -
verbände ersatzlos gestrichen 
worden. 

	 Für den federführenden Aus -
schuss war nicht erkennbar, an 
welche Regelungen des Raumord -
nungsgesetzes (ROG) des Bundes 
oder des Niedersächsischen Rau -
mordnungsgesetzes (NROG) die 
Regelung der Entwurfsfassung 
überhaupt anknüpfen sollte und in 
welchem Verhältnis § 9 zu diesen 
fachgesetzlichen Vorschriften, die 
ebenfalls Regelungen zum Klima-
schutz und zu den erneuerbaren 
Energien vorsehen (vgl. z. B. § 2 
Abs. 2 ROG), stehen sollte. 

�i	 Klimakompetenzzentrum

	 Die Einrichtung eines Klima -
kompetenzzentrums ist nunmehr 
in § 10 NKlimaG geregelt. Aus -
drücklich aufgenommen wurde, 
dass dieses auch zur Beratung der 
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